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VERWALTUNGSGERICHT OLDENBURG

Az.: 5 A 4541/12

BESCHLUSS
In der Verwaltungsrechtssache

des Herrn Frank Brendel,
Yorckstraße 75, 10965 Berlin,

Klägers,

Proz.-Bev.:
Rechtsanwalt Knappmann-Korn,
Akazienstraße 30,10823 Berlin, - 57-12-

gegen

das Niedersächsische Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit,
Ecke Sandkruger Straße / Westerholtsweg, 26133 Oldenburg (Oldenburg), - 13.3-
44010/ UIG 02-12 -

Beklagter,

Streitgegenstand: Umweltinformationen (dl-PCB-Belastungen von Eiern)

hat das Verwaltungsgericht Oldenburg - 5. Kammer - am 28. März 2013 durch den Be-
richterstatter beschlossen:

Das Verfahren wird eingestellt.

Der Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens.

Der Streitwert wird auf 5.000,00 EUR festgesetzt.
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Gründe

Nachdem die Beteiligten übereinstimmend den Rechtsstreit in der Hauptsache für erle-

digt erklärt haben, ist das Verfahren in entsprechender Anwendung des § 92 Abs. 3

VwGO einzustellen und über die Kosten des Verfahrens gemäß § 161 Abs. 2 VwGO

unter Berücksichtigung des bisherigen Sach- und Streitstandes nach billigem Ermes-

sen zu entscheiden.

Die Kostenentscheidung des Gerichts richtet sich grundsätzlich danach, welchem Be-

teiligten bei Fortsetzung des Verfahrens, d.h. ohne die eingetretene Erledigung durch

die Übersendung des vollständigen Kongenerenmusters an den Kläger, voraussichtlich

die Kosten auferlegt worden wären. Für diese Beurteilung ist die Sach- und Rechtslage

im Zeitpunkt der Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache maßgebend, wobei

der in § 161 Abs. 2 VwGO zum Ausdruck kommende Grundsatz der Prozesswirtschaft-

lichkeit das Gericht an einer weiteren Sachaufklärung und Beweiserhebung sowie an

einer abschließenden Prüfung rechtlicher Zweifelsfragen hindert.

Billigem Ermessen im Sinne von § 161 Abs. 2 VwGO entspricht es, die außergerichtli-

chen Kosten des Verfahrens dem Beklagten aufzuerlegen, da der Kläger bei Fortset-

zung des Verfahrens voraussichtlich obsiegt hätte.

Die Klage war im Zeitpunkt der Erledigung des Rechtsstreits zulässig.

Entgegen der Darstellung des Beklagten im Schriftsatz vom 7. März 2013 war die Kla-

ge nicht ausschließlich auf Erlass eines Widerspruchsbescheides gerichtet. Klage-

gegenstand war vielmehr die Verpflichtung des Beklagten zur Mitteilung von Kongene-

renmustern entsprechend dem Antrag vom 26. April 2012 und die Aufhebung des dies

ablehnenden Bescheides vom 23. Mai 2012 sowie - nach Klageerweiterung - des Wi-

derspruchsbescheides vom 10. Oktober 2012. Die Klage war auch in ihrer ursprüngli-

chen Form als Untätigkeitsklage gem. § 75 VwGO zulässig, da ein zureichender Grund

dafür, dass innerhalb angemessener Frist sachlich nicht entschieden worden ist, weder

dargelegt noch ersichtlich ist. Da der Beklagte ohnehin die Auffassung vertritt, dass die

beantragte Übersendung der Kongenerenmuster in der ursprünglichen Form (BI. 15 bis

18 des Verwaltungsvorgangs) aufgrund von § 8 Umweltinformationsgesetz - UIG -

i.V.m. § 3 Niedersächsisches Umweltinformationsgesetz - NUIG - ausgeschlossen war,

hätte eine - unter Zugrundelegung dieser Rechtsauffassung abschlägige - Beschei-

dung des Widerspruchs, wie sie letztlich am 10. Oktober 2012 auch erfolgt ist, zeitnah

erfolgen können. Daran ändert es nichts, dass sich der Beklagte gegenüber seiner
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vorgesetzten Behörde für eine kurzfristige Freigabe der beantragten Informationen ein-

gesetzt hat, da sich die diesbezüglichen Anfragen - soweit ersichtlich - nur auf die Frei-

gabe der Kongenerenmuster nach der für erforderlich erachteten Aufbereitung bezo-

gen.

Auch fehlte es dem Kläger entgegen der Rechtsauffassung des Beklagten nicht an

dem erforderlichen Rechtsschutzbedürfnis. Weder war sein Rechtsschutzinteresse

erfüllt, da er die beantragten Informationen zum maßgeblichen Zeitpunkt nicht erhalten

hatte, noch war die Antragsteilung unlauter oder rechtsmissbräuchlich, weil es dem

Kläger unbenommen ist, die Erteilung von Auskünften nach dem UIG mit einem gleich-

lautenden Antrag gegenüber mehreren informationspflichtigen Stellen geltend zu ma-

chen (vgl. Reidt/ Schiller, in: Landmann/ Rohmer, Umweltrecht, § 8 UIG Rn. 55 m.w.N).

Die Klage hätte voraussichtlich auch in der Sache Erfolg gehabt, weil die die Ableh-

nung der beantragten Information voraussichtlich rechtswidrig war.

Anspruchsgrundlage für die Herausgabe der beantragten Informationen ist § 3 Abs. 1

Satz 1 UIG LV.m. § 3 NUIG. Danach hat jede Person nach Maßgabe der Bestimmun-

gen des Umweltinformationsgesetzes Anspruch auf freien Zugang zu Umweltinformati-

onen, über die eine informationspflichtige Stelle L S. d. § 2 Abs. 1 UIG verfügt, ohne

ein rechtliches Interesse darlegen zu müssen. Die Beklagte ist als eine andere Stelle

der öffentlichen Verwaltung LS.d. § 2 Abs. 1 Nr. 1 UIG informationspflichtig.

Die Ablehnung des Antrags auf Bekanntgabe des Kongenerenmusters konnte entge-

gen der Rechtsauffassung des Beklagten voraussichtlich nicht auf § 8 Abs. 2 Nr. 1, 2

oder Nr. 4 UIG gestützt werden. Die Ablehnungsgründe sind als Ausnahmen von dem

grundsätzlich vorgesehene Anspruch auf Umweltinformationen eng auszulegen (vgl.

Begr. zum RegE, BT-Drucks. 15/3406, S. 18).

Gem. § 8 Abs. 2 Nr. 1 UIG ist ein Antrag auf Bekanntgeben der Informationen abzu-

lehnen, soweit ein Antrag offensichtlich missbräuchlich gestellt wurde, es sei denn, das

öffentliche Interesse an der Bekanntmachung überwiegt. Entgegen der Auffassung des

Beklagten war diese Voraussetzung entsprechend den obigen Ausführungen zum

Rechtsschutzbedürfnis nicht erfüllt.

Ein Antrag ist gem. § 8 Abs. 2 Nr. 2 UIG auch dann abzulehnen, wenn er sich auf in-

terne Mitteilungen der informationspflichtigen Stellen im Sinne des § 2 Abs. 1 UIG be-

zieht, sofern nicht das öffentliche Interesse an der Bekanntmachung überwiegt. Auch
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diese Voraussetzung war - soweit ersichtlich - nicht erfüllt. Der Beklagte hat nicht hin-

reichend dargelegt, dass es sich im konkreten Fall bei den Kongenerenmustern um

interne Mitteilungen zwischen zwei oder mehreren informationspflichtigen Stellen han-

delte und - entsprechend dem Gesetzeszweck - im Falle des Bekanntwerdens die Ef-

fektivität der internen Arbeitsabläufe und des Zusammenwirkens der informationspflich-

tigen Stellen beeinträchtigt worden wäre (vgl. Begr. zum RegE, BT-Drs. 15/3046,

S. 19). Der Kläger begehrte zudem nicht die Bekanntgabe des Inhaltes verwaltungsin-

terner Mitteilungen, die im Rahmen eines Abstimmungsprozesses zu einem Vorgang

zwischen den informationspflichtigen Stellen ausgetauscht worden sind, sondern die

Bekanntgabe des Vorgangs selbst, nämlich der Kongenerenmuster.

Der Herausgabe der Information stand auch § 8 Abs. 2 Nr. 4 UIG voraussichtlich nicht

entgegen. Danach ist ein Antrag abzulehnen, soweit er sich auf die Zugänglichma-

chung von Material bezieht, das gerade vervollständigt wird, sowie auf noch nicht ab-

geschlossene Schriftstücke oder noch nicht aufbereitete Daten, es sei denn, das öf-

fentliche Interesse an der Bekanntmachung überwiegt. Auch dieser Ablehnungsgrund

bezweckt die Gewährleistung und den Schutz der Effektivität des Handeins der Verwal-

tung und der informationspflichtigen Stellen (vgl. Begr. zum RegE, BT-Drs. 15/3406,

S. 19). Die Effektivität ist gefährdet, wenn und soweit sich die Pflicht zur Herausgabe

von Informationen auf Gegenstände bezieht, an denen die Verwaltung noch arbeitet

und sich insbesondere im Arbeitsprozess der Sichtung und Sammlung der relevanten

Daten befindet (Reidt/ Schiller, a.a.O., § 8 UIG Rn. 64). Die Arbeitsfähigkeit der Ver-

waltung war hier indes nicht gefährdet, da die Sammlung der Daten mit Erstellung der

Kongenerenmuster abgeschlossen war und lediglich eine fachliche Bewertung der ge-

wonnenen Daten ausstand.

Soweit sich die Beklagte zur Begründung der Ablehnung des Antrags insoweit auf § 8

Abs. 2 Nr. 4, 3. Variante UIG - noch nicht aufbereitete Daten - stützt, überzeugt dies

ebenfalls nicht. Unter Aufbereitung ist eine Systematisierung und Ordnung der vorhan-

denen Rohdaten zu verstehen (Reidt/ Schiller, a.a.O., § 8 UIG Rn. 71). Darum ging es

dem Beklagten indes nicht, da die streitgegenständlichen Kongenerenmuster (BI. 15 -

18 des Verwaltungsvorgangs) in übersichtlicher tabellarischer Form, hinreichend ano-

nymisiert, sortiert nach Probennummern und unter Auflistung der verschiedenen Ein-

zelstoffe vorlagen. Dem Beklagten ging es ausweislich der Begründung des Wider-

spruchsbescheids vielmehr darum, eine eigene Bewertung der gewonnenen Ergebnis-

se vorzunehmen. In dem Bescheid vom 10. Oktober 2012 wird ausgeführt, der Ver-

braucher könne anhand der Kongenerenmuster keinen zweckdienlichen Rückschluss
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auf die Ursache der Kontamination ziehen. Es mache nur Sinn, Untersuchungsergeb-

nisse mitzuteilen, wenn ein sicheres Endergebnis gefunden worden sei und die Infor-

mation somit einen Aussagegehalt habe, den die Öffentlichkeit auch nutzen könne. Es

sei nicht dienlich, halbfertige Untersuchungen und unverständliche Ergebnisse zu ver-

öffentlichen, weil dies lediglich zu Verunsicherungen, schlimmstenfalls zum Verlust der

Glaub- und Vertrauenswürdigkeit der Lebensmittelüberwachungsbehörden führen wür-

de. Die dem Kläger bereits vorliegenden Informationen seien für das Ziel einer ge-

sundheitlichen Aufklärung ausreichend. Die damit vom Beklagten beabsichtigte Aus-

wertung oder Kommentierung der gewonnenen Daten stellt keinen Fall der Aufberei-

tung im Sinne der Vorschrift dar (vgl. Reidt/ Schiller, a.a.O., § 8 UIG Rn. 71, BVerwG

vom 21. Februar 2008 - 4 C 13.07 - BVerwGE 130, 223, Rn. 15 nach juris). Es genügt,

dass die gewonnenen Daten interpretationsfähig sind. Dass diese Voraussetzung ge-

geben ist, bestreitet auch der Beklagte nicht. Er vertritt jedoch die Auffassung, dass es,

selbst wenn der Kläger in der Lage wäre, die Kongenerenmuster eigenständig zu un-

tersuchen und zu bewerten - was die grundsätzliche Möglichkeit der Nutzung der ge-

wonnenen Daten zum Zwecke der Interpretation impliziert -, zuallererst Aufgabe der

zuständigen Lebensmittelüberwachungsbehörde sei, diese Arbeit zu übernehmen und

die Öffentlichkeit über die Ergebnisse zu informieren. § 8 Abs. 2 Nr. 4, 3. Variante UIG

soll jedoch nicht sicherstellen, dass die informationspflichtige Stelle die Öffentlichkeit

als erstes über von ihr gewonnene Erkenntnisse informieren kann.

Das Umweltinformationsgesetz dient nach seinem Leitgedanken dazu, den Anspruch

der Öffentlichkeit auf Zugang zu Umweltinformationen zu fördern, eine wirksamere Öf-

fentlichkeitsbeteiligung bei umweltbezogenen Entscheidungen zu erreichen und damit

letztlich einen Beitrag zum Umweltschutz zu leisten (vgl. Begr. zum RegE, BT-Drucks.

15/3406, S. 11). Dieses Verständnis sieht den Bürger eher als mündigen Informations-

empfänger, der selbst bereit und in der Lage ist, die Informationen auf ihren sachlichen

Gehalt und ihre Verwertbarkeit zu überprüfen.

Die Beklagte kann sich daher auch nicht darauf berufen, dass eine Bekanntgabe der

Kongenerenmuster in der ursprünglichen Form zu Missverständnissen geführt hätte.

Der Ablehnungsgrund des § 8 Abs. 2 Nr. 4 UIG soll zwar sicherstellen, dass keine In-

formationen bekannt gegeben werden müssen, die ohne die noch notwendige Vervoll-

ständigung und Aufbereitung missverständlich oder sogar irreführend sind (vgl. Reidt/

Schiller, a.a.O., § 8 UIG Rn. 64 und § 5 UIG Rn. 9). Dass die Datensätze etwa fehler-

hafte Angaben enthielten oder unvollständig waren, hat die Beklagte jedoch nicht dar-

gelegt. Wie bereits ausgeführt bedurften die Daten auch keiner Aufbereitung im
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Rechtssinne. Im Übrigen wäre es in Betracht gekommen, die Kongenerenmuster mit

einem entsprechenden Hinweis bzw. allgemeinen Erläuterungen dazu an den Kläger

weiterzugeben, ob und in welchem Umfang sich aus den Mustern Rückschlüsse auf

die Ursache von Belastungen ziehen lassen. Schließlich konnte die Beklagte auch

nicht ohne Weiteres davon ausgehen, dass es dem Kläger am hinreichenden Sachver-

stand fehlte und daher die Gefahr bestand, er werde die Kongenerenmuster fehlerhaft

deuten, da ihr bekannt war, dass der Kläger als langjähriger Rechercheur für die Ver-

braucherorganisation .toodwatch" tätig ist (vgl. BI. 3 des Verwaltungsvorgangs sowie

"DER SPIEGEL", Ausgabe 17/2006, S. 104).

Die Kostenentscheidung ist unanfechtbar (§ 158 Abs. 2 VwGO).

Die Festsetzung des Streitwerts erfolgt gem. § 63 Abs. 2 Satz 1, § 52 Abs. 1, 2 GKG

mangels anderweitiger Anhaltspunkte in Höhe des Auffangwertes von 5.000,00 EUR.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen die Streitwertfestsetzung ist die Beschwerde statthaft, wenn der Wert des Be-

schwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt. Wird der Beschwerdewert nicht er-

reicht, ist die Beschwerde nur statthaft, wenn sie vom Gericht wegen der grundsätzli-

chen Bedeutung der zur Entscheidung stehenden Fragen zugelassen wird. Die Nicht-

zulassung ist unanfechtbar. Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb von

sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt o-

der sich das Verfahren anderweitig erledigt hat, bei dem

Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 26122 Oldenburg

schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle eingelegt wird. Ist der Streitwert später

als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch

innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungs-

beschlusses eingelegt werden.

Dr. Hombert


